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Liebe Leserin, lieber Leser
Der Schweiz geht es gut! Wirtschaftlich,
weil der Aufschwung da ist und zahlreiche
neue Arbeitsplätze geschaffen werden
konnten. Politisch, weil zahlreiche Abstim-
mungen zeigen, dass das Vertrauen in die
Behörden hoch ist. 

Unsere politischen Grundwerte – Födera-
lismus, Konkordanz, direkte Demokratie
und Toleranz – bilden die Grundlage für

eine stabile und funktionierende Schweiz. Damit es unserem Land
weiterhin gut geht, müssen wir bei wichtigen politischen Fragen
das Einvernehmen möglichst vieler Beteiligter finden. Der Bun-
desrat wird in diesem Prozess eine Führungsrolle wahrnehmen. In
der Legislaturplanung legt er die drei Leitlinien seiner Politik dar.

Die erste Leitlinie ist der Schweiz als Partnerin der Welt gewid-
met. Der Bundesrat will:
• unsere internationalen Mitwirkungsmöglichkeiten verbessern,
• aussen- und sicherheitspolitisch stärkere Akzente setzen, und

zwar in der Friedensförderung, beim Schutz der Menschen-
rechte und in der Entwicklungszusammenarbeit,

• zu einer offenen und nachhaltigen Wirtschaftsordnung beitra-
gen,

• unsere neue Sicherheitspolitik «Sicherheit durch Kooperation»
umsetzen.

Die zweite Leitlinie gilt der Schweiz als attraktivem Werk-, Denk-
und Schaffensplatz. Der Bundesrat will:
• unsere Wirtschaft stärken und neue Arbeitsplätze schaffen,
• den Bundeshaushalt ausgleichen, für eine moderate Steuer-

quote sorgen und sich für eine gerechte Steuer- und Finanz-
politik einsetzen,

• die Strategie «Nachhaltige Entwicklung der Schweiz» 
umsetzen,

• Bildung und Forschung wandelnden Bedürfnissen anpassen und
leistungsfähiger gestalten, 

• die Verwaltung bürgernäher und den Staat noch handlungsfähi-
ger machen.

Die dritte Leitlinie befasst sich mit der Schweiz als Heimat für alle
Bewohnerinnen und Bewohner. In unserem Land sollen alle spüren,
dass:
• wir zusammengehören, 
• Ausländerinnen und Ausländer – seien es Flüchtlinge, Arbeits-

kräfte oder Feriengäste – Teil unseres Landes sind,
• wir soziale und regionale Unterschiede ausgleichen,
• wir sicher leben können.

An der Schwelle zum neuen Jahrtausend ist die Schweiz gesund
und Zuversicht berechtigt. Gleichzeitig haben wir grosse Aufgaben
anzupacken. Die Legislaturplanung zeigt die Stossrichtung auf.

Bern, 31. März 2000

Adolf Ogi
Bundespräsident

Standortbestimmung und Leitidee 
der bundesrätlichen Politik

Liebe Leserin, lieber Leser
Die Legislaturplanung legt die Stossrich-
tung der bundesrätlichen Politik für die
nächsten vier Jahre fest. Sie bildet die
Grundlage für die Gesetzgebung und für
das Führen der Verwaltung. Dem Parla-
ment dient die Legislaturplanung zur Kon-
trolle der Regierung und zur Festlegung
eigener Ziele.

Drei Leitlinien prägen die Regierungs-
politik: Der Bundesrat will den Ruf der Schweiz als zuverlässige
Partnerin der Welt festigen und die Chancen einer offenen Schweiz
nutzen. Die Zusammenarbeit mit anderen Staaten und internatio-
nalen Organisationen soll verstärkt werden, denn viele Aufgaben
lassen sich nur gemeinsam bewältigen. 

Zweitens will der Bundesrat optimale Bedingungen für den
Werk-, Denk- und Schaffensplatz Schweiz schaffen. Als Land ohne
Rohstoffe kann die Schweiz im internationalen Wettbewerb nur
bestehen, wenn ihre Bewohnerinnen und Bewohner ihre wichtigs-
ten Ressourcen – das Wissen, die unternehmerische Initiative und
die Gestaltungskraft – zur Entfaltung bringen. 

Drittens will der Bundesrat dafür sorgen, dass die Schweiz allen
hier lebenden Menschen eine Heimat bietet. Das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl aller Einwohnerinnen und Einwohner soll geför-
dert werden.

Die Legislaturplanung ist weder unumstösslich noch nimmt sie
politische Entscheide vorweg. Das Parlament ist nicht an sie ge-
bunden, und in vielen Fragen haben die Stimmberechtigten an der
Urne das letzte Wort. Bei unvorhergesehenen Entwicklungen passt
auch der Bundesrat seine Ziele den neuen Gegebenheiten an.

Unsere Publikation «Die Legislaturplanung – kurz erklärt» fasst
die Kerngedanken des offiziellen Berichts des Bundesrats1 zusam-
men und liefert wichtige Hintergrundinformationen. Auf Voll-
ständigkeit erheben wir keinen Anspruch. Sind Sie an einzelnen
Themen besonders interessiert oder haben Sie Fragen, so schrei-
ben Sie uns oder rufen Sie uns an (Kontaktadressen Seite 33). 

Bern, 31. März 2000

1 www.admin.ch, Suchbegriff: Legislaturplanung 2000

Annemarie Huber-Hotz
Bundeskanzlerin

Offen und kooperativ nach aussen – 
attraktiv und lebenswert im Innern
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Viele Entwicklungen entstehen nicht in einzelnen

Ländern allein und machen nicht vor nationalen

Grenzen Halt. Je enger die Welt und Europa zu-

sammenwachsen, desto wichtiger wird auch für

die Schweiz die internationale Zusammenarbeit.

Im Sicherheitsbereich hat sich die Situation ver-

ändert. Die militärische Bedrohung geht nicht

mehr von Grossmächten aus, sondern von regio-

nalen, oft ethnisch bedingten Konflikten. Die

Sicherheit kann verstärkt werden, wenn die inter-

nationale Gemeinschaft den Frieden aktiv fördert,

ethnische Konflikte frühzeitig erkennt und ihnen

mit geeigneten Massnahmen begegnet.

Dem Bundesrat ist es wichtig, die Bürgerinnen

und Bürger vermehrt für die Menschenrechte und

die Verhinderung von Rassismus zu sensibilisieren.

Er will sich international stärker für die Menschen-

rechte einsetzen. Ziel ist der umfassende recht-

liche Schutz aller Menschen vor jeglicher Form

von Verfolgung und Gewalt.

Die Globalisierung von Wirtschaft und Tech-

nologie ist ein wichtiger Wachstumsmotor für die

in der Weltwirtschaft integrierten Länder. Auch

unser Wohlstand ist massgeblich von weltweit

funktionierenden Märkten und vom Wohlergehen

anderer Länder abhängig. Die Globalisierung

bringt aber auch negative Entwicklungen mit sich.

Was in der Welt und in Europa geschieht, hat auf

die Schweiz einen direkten Einfluss. Unser Land hat

grosses Interesse, in der Staatengemeinschaft offen

und zukunftsorientiert als Partnerin aufzutreten.

Das Phänomen der Globalisierung. Globalisierung meint das welt-

weite Zusammenwachsen von Märkten. Die Vernetzung wird be-

schleunigt durch den Wandel von Technologie und Wirtschaft. Mit

Gütern, Dienstleistungen und Kapital wird heute weltweit gehandelt.

Wirtschaftliches Wachstum wird immer stärker vom Aussenhandel

und von Direktinvestitionen abhängig. Nicht alle Länder haben die

Möglichkeit, an dieser dynamischen Entwicklung teilzunehmen. Die

Vernetzung der Welt geht einher mit grenzüberschreitenden Themen

wie Umweltverschmutzung, Armut, Kriminalität, Terrorismus, Ein-

wanderung und Drogenmissbrauch.

Die Schweiz als Partnerin der Welt – Chancen einer 
offenen und zukunftsorientierten Schweiz wahrnehmen
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Z I E L  1 :  V E R B E S S E R U N G  D E R  I N T E R N A T I O N A L E N
M I T W I R K U N G S M Ö G L I C H K E I T E N

UNO-Beitritt
Der Bundesrat will, dass die Schweiz in dieser Legislaturperiode
UNO-Vollmitglied wird. Das gleiche Ziel verfolgt eine Volks-
initiative, die am 6. März 2000 eingereicht wurde. Als Mitglied
kann unser Land in der UNO aktiv mitwirken und seine aussen-
politischen Ziele besser erreichen. Es gibt keinen Grund dafür,
dass die Schweiz als einziges Land nicht voll mitmacht.

Der Bundesrat wird im Sommer 2000 die Frage des UNO-
Beitritts in einer breiten Vernehmlassung zur Diskussion stellen.
Er möchte dem Parlament noch im selben Jahr einen Vorschlag
unterbreiten. Das Volk wird schliesslich an der Urne über den
Beitritt entscheiden.

UNO

Die Vereinten Nationen (UNO)2 wurden 1945 von 51 Staaten gegrün-

det und bestehen heute aus 189 Mitgliedstaaten, d.h. allen Staaten

der Welt ausser der Schweiz und dem Vatikanstaat. Zu ihren Haupt-

aufgaben gehören:

• die internationale Entwicklungszusammenarbeit

• die internationale Friedenssicherung

• der globale Umweltschutz

• der Schutz der Menschenrechte 

• die Katastrophenhilfe

Die UNO ist die einzige wirklich universelle Organisation.

2 www.un.org 

UNO-Beitritt

• Die Schweiz ist in allen UNO-Spezialorganisationen vertreten. Sie

übernimmt zahlreiche UNO-Beschlüsse, kann jedoch auf diese nur

beschränkt Einfluss nehmen, da sie nicht UNO-Vollmitglied ist. Tritt

die Schweiz der UNO bei, so kann sie in der Generalversammlung

und den Kommissionen jederzeit das Wort ergreifen, zu sämtlichen

Fragen Stellung beziehen und bei allen Abstimmungen und Wahlen

ihre Stimme abgeben und selbst auch gewählt werden.

• Ein UNO-Beitritt verpflichtet die Schweiz nicht, Neutralität,

Unabhängigkeit und Souveränität aufzugeben. Die einzelnen Mitglie-

der bleiben unabhängige Staaten.

• Die Schweiz kann nicht gezwungen werden, Truppen für friedens-

erhaltende Operationen zu stellen.

• Das Schweizer Volk hat den Beitritt zur UNO 1986 abgelehnt.

Seither hat sich das internationale Umfeld in Europa und der Welt

stark verändert.

• Die Schweiz bezahlt heute pro Jahr bereits Beiträge von über 400

Mio. Franken an die UNO-Spezialorganisationen und Nebenorgane.

Bei einer UNO-Vollmitgliedschaft entstehen jährliche Mehraus-

gaben von rund 40 Mio. Franken (Rechnungsbasis 1999).

Mitwirkung der Schweiz am europäischen
Integrationsprozess
Für den Bundesrat haben die Ratifikation und die Inkraftsetzung
der sieben bilateralen Abkommen3 zwischen der Schweiz und der
Europäischen Union (EU) Priorität. Diese Verträge verbessern und
verstärken unsere Beziehungen zur EU, ohne die Frage eines
Beitritts vorwegzunehmen.

Der Bundesrat will über das weitere Vorgehen in Sachen EU-
Beitritt später und nach eingehenden Gesprächen, insbesondere
mit den Kantonen und den politischen Parteien, entscheiden.
Nach Auffassung des Bundesrats kann die Abstimmung über
einen allfälligen EU-Beitritt realistischerweise erst in einigen
Jahren stattfinden. Eine solche Abstimmung setzt nämlich zahl-
reiche Schritte voraus: die Reaktivierung des Beitrittsgesuchs, die
Vorbereitung und die Führung der Verhandlungen mit der EU
sowie die innerstaatliche Entscheidungsvorbereitung.

3 www.europa.admin.ch

EU-Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten

Die EU heute und in absehbarer Zukunft: Dunkelblau sind die derzei-

tigen 15 Mitgliedstaaten, hellblau die Beitrittskandidaten

EU

Die Europäische Union (EU)4 wurde gegründet als Reaktion auf

Konflikte und Kriege, die Europa vor 1945 erschüttert haben. Weit-

sichtige Politiker wollten einen dauerhaften Frieden zwischen den

ehemaligen Erzfeinden Frankreich und Deutschland sowie Wohl-

stand für den ganzen Kontinent sichern. Die Europäische Union

wurde 1957 von sechs Staaten gegründet und hat heute 15 Mit-

glieder. Geplant ist die (Ost-)Erweiterung der EU auf 28 Mitglied-

staaten. Die EU ist heute der grösste Wirtschaftsraum der Welt. Die

Schweiz ist vielfach gezwungen, politische Entwicklungen und

Gesetze der EU zu übernehmen (autonomer Nachvollzug).

Europarat

Der Europarat5 mit Sitz in Strassburg (Frankreich) wurde 1949 ge-

gründet und zählt 41 Mitglieder. Die Schweiz ist 1963 beigetreten.

Der Europarat will die Prinzipien der Demokratie, der Menschen-

rechte und der Rechtsstaatlichkeit schützen und stärken. Er sucht

nach Lösungen für die grossen Probleme der europäischen Gesell-

schaft: Rassismus, Intoleranz, Diskriminierung von Minderheiten,

Drogenmissbrauch, Bioethik, soziale Ausgrenzung, Umweltschutz,

Korruption und organisierte Kriminalität. Der Europarat will das Be-

wusstsein einer europäischen Identität stärken und das gegenseitige

Verständnis zwischen Völkern unterschiedlicher Kulturen fördern.

4 www.europa.eu.int

5 www.coe.fr
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Z I E L  2 :  A U S B A U  D E R  A U S S E N -  U N D  S I C H E R H E I T S P O L I T I S C H E N  P R Ä S E N Z  
I N  D E N  B E R E I C H E N  F R I E D E N S F Ö R D E R U N G ,  S C H U T Z  D E R  M E N S C H E N R E C H T E ,
E N T W I C K L U N G S Z U S A M M E N A R B E I T  –  V E R B E S S E R T E  S T E L L U N G  U N D  W A H R -
N E H M U N G  D E R  S C H W E I Z  I M  I N T E R N A T I O N A L E N  U M F E L D

Stärkung der Entwicklungszusammenarbeit
und der humanitären Hilfe
Solidarität mit der Staatengemeinschaft heisst auch, dass reiche
Länder arme Staaten unterstützen. Die humanitäre Hilfe konnte 
in zahlreichen Hilfsaktionen das Leid vor Ort lindern, und die 
Entwicklungszusammenarbeit hat in Entwicklungsländern zur
Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen beige-
tragen. Der Bundesrat misst der humanitären Hilfe und der Ent-
wicklungszusammenarbeit grosse Bedeutung bei und wird die
dafür notwendigen Mittel erhöhen. 

Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe

Die Entwicklungszusammenarbeit10 unterstützt die Bemühungen

armer Länder, die Ursachen der Armut zu bekämpfen und selbst auf

ihre Entwicklung Einfluss zu nehmen. Die humanitäre Hilfe soll dazu

beitragen, die Auswirkungen von Konflikten zu lindern, ein friedli-

ches Zusammenleben zu fördern und weitere Kriege zu verhindern.

Die Einsätze des Katastrophenhilfskorps (SKH) sind ein wichtiger

Teil der humanitären Hilfe.  

Internationaler Ausgabenvergleich der Entwicklungshilfe ´98

in Prozent des Bruttosozialprodukts (Quelle: OECD/DAC, 1999)

Mittelfristig will der Bundesrat 0,4 Prozent des Bruttosozialprodukts

für Entwicklungshilfe aufwenden 

Erneuerung des Solidaritätsgedankens 
nach innen und aussen
Solidarität ist ein wichtiger Aspekt der modernen Schweiz. Mit der
«Stiftung solidarische Schweiz» will der Bundesrat den Solidari-
tätsgedanken neu beleben. Ihr Leitgedanke ist die Prävention.
Zweck der Stiftung ist es, die Ursachen von Armut, Not und Ge-
walt dauerhaft zu beseitigen sowie deren Auswirkungen zu lin-
dern. Primär will sie die Zukunftschancen von Kindern und Ju-
gendlichen sowie von Benachteiligten im In- und Ausland
verbessern. Die Stiftung unterstützt Projekte von Hilfswerken
oder Organisationen, die sonst nicht verwirklicht werden könnten.
Mit diesem grosszügigen Werk setzt die Schweiz ein sichtbares
Zeichen gelebter Solidarität.

Überschüssige Goldreserven der Nationalbank

Die Nationalbank verfügt über 1300 Tonnen Gold, die als Währungs-

reserve nicht mehr nötig sind. 500 Tonnen will der Bundesrat für die

Schaffung der «Stiftung solidarische Schweiz»11 einsetzen. Für die

Verwendung der übrigen 800 Tonnen stehen zwei Varianten zur

Diskussion.

Variante 1

• Abbau der Staatsschulden von Bund und Kantonen

Variante 2

• Phase 1 (befristet auf vier Jahre): Bildungsinitiative im Bereich

neuer Informations- und Kommunikationstechnologien

• Phase 2 (befristet auf 12 Jahre): Finanzierung von AHV-Über-

brückungsleistungen

10 www.deza.admin.ch

11 www.solidarity.admin.ch

Multilateraler und bilateraler Einsatz zur
Friedensförderung und Konfliktbearbeitung –
Schweizerisches Engagement im Balkan
(inkl. Rückkehrhilfe)
Die Flüchtlingsströme während der Kosovo-Krise haben gezeigt,
dass die Schweiz von Konflikten im Ausland unmittelbar betroffen
ist. Auch im Interesse unseres Landes engagiert sich der Bun-
desrat stärker für Sicherheit und Frieden. Er unterstützt Projekte,
mit denen Konflikte vermieden oder friedlich beigelegt werden
können.

Die Schweiz hilft bei der Umsetzung des zivilen und des
militärischen Teils des Kosovo-Friedensplans. Im zivilen Bereich
will der Bundesrat vor allem zum Aufbau demokratischer, 
rechtsstaatlicher Strukturen sowie zum Schutz der Menschen-
und Minderheitenrechte beitragen. In erster Linie werden Projekte
berücksichtigt, welche die Rückkehr und die Wiedereingliederung
von Flüchtlingen fördern. Im Vordergrund steht dabei die Zusam-
menarbeit mit der UNO, der OSZE und weiteren internationalen
Organisationen. Ein ausreichendes Sicherheitsumfeld zu schaf-
fen, ist das militärische Ziel. Die Schweiz stellt der unter NATO-
Führung stehenden Kosovo-Force (KFOR) die unbewaffnete
Swisscoy-Truppe zur Verfügung. Im Rahmen der «Partnerschaft
für den Frieden» (PfF) wird der Bundesrat die schweizerische
Beteiligung ausbauen. Die Schweiz nimmt an praktischen Mass-
nahmen zur Konfliktverhinderung, am gemeinsamen Krisen-
management und an der gemeinsamen Katastrophenvorsorge und
-hilfe teil.

Zur Friedensförderung unterstützt der Bundesrat Massnahmen,
die zum Aufbau funktionierender Marktwirtschaften in den
Staaten Osteuropas beitragen. Ziel ist es, die Wohlstandsunter-
schiede in Europa zu reduzieren und damit die Wanderbe-
wegungen Richtung Westeuropa zu vermindern.

OSZE

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

(OSZE)6 setzt sich dafür ein, dass die Menschenrechte, die Grund-

freiheiten, die demokratischen Prinzipien und die Rechtsstaatlichkeit

geachtet werden. In Zusammenarbeit mit anderen Organisationen

sorgt sie für Frühwarnung, Konfliktprävention und Krisenmana-

gement bei internationalen Konflikten. Die Schweiz gehört zu den

Gründungsmitgliedern der heute 55 Staaten umfassenden OSZE.

NATO

Die NATO (North Atlanic Treaty Organisation)7, ein Verteidigungs-

bündnis, umfasst 19 europäische und nordamerikanische Staaten.

Ursprüngliche Kernaufgabe war die Verteidigung der Mitglied-

staaten gegen militärische Angriffe. Seit einigen Jahren verfolgt die

NATO zusätzlich das Ziel, den Frieden ausserhalb des Bündnis-

gebiets mit militärischen Mitteln zu sichern oder zu erzwingen, so

etwa im Fall des Kosovo-Konflikts. Aus Neutralitätsgründen kann

die Schweiz beim NATO-Militärbündnis nicht mitmachen.

PfF

Um die Zusammenarbeit für den Frieden in Europa zu fördern, lan-

cierte die NATO 1994 die «Partnerschaft für den Frieden» (PfF)8, an

der auch die Schweiz teilnimmt. Alle PfF-Staaten sind Mitglieder des

Euro-Atlantischen Partnerschaftsrates (EAPR), der als sicherheits-

politisches Forum dient.

Swisscoy / KFOR

Die Swisscoy-Kompanie erbringt primär logistische Unterstützung.

Sie baut Lager auf und ist für die Wasseraufbereitung und -vertei-

lung mitverantwortlich. Weil das Militärgesetz die Bewaffnung zum

Selbstschutz verbietet, sorgt das österreichische KFOR9-Kontingent

für die Sicherheit der Swisscoy. Der Bundesrat hat eine Änderung

des Militärgesetzes vorgeschlagen, damit künftig Schweizer Sol-

daten solche Einsätze bewaffnet durchführen können.

6 www.osce.org

7 www.nato.int

8 www.nato.int/pfp

9 www.kforonline.com
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Z I E L  4 :  U M S E T Z U N G  D E R  N E U E N  S I C H E R H E I T S P O L I T I K  
« S I C H E R H E I T  D U R C H  K O O P E R A T I O N »

12

ZIEL  3 :  E INSATZ ZU  GUNSTEN E INER OFFENEN UND NACHHALT IGEN
WELTWIRTSCHAFTSORDNUNG

Neue Leitbilder für Armee und 
Bevölkerungsschutz
Sicherheit kann in der Schweiz besser gewährleistet werden,
indem die Kooperation im Inland und mit dem Ausland verstärkt
wird. Die Strategie «Sicherheit durch Kooperation» bildet die
Grundlage der neuen Leitbilder für Armee und Bevölkerungs-
schutz. Im Armeeleitbild XXI werden die Aufträge der Armee neu
gewichtet. Das Leitbild Bevölkerungsschutz präzisiert die
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen. 

Strategie «Sicherheit durch Kooperation»

Im Inland steht eine optimale Abstimmung der eigenen zivilen und

militärischen Mittel im Zentrum. Bei der Kooperation mit dem

Ausland geht es um eine verstärkte Zusammenarbeit mit befreunde-

ten Staaten und internationalen Sicherheitsorganisationen sowie um

ein intensiveres Engagement bei der Friedenssicherung. 

Entwicklung der Verteidigungsausgaben in den 
Legislaturperioden seit 1980

in Milliarden Franken

Betriebsausgaben Rüstungsausgaben

Intensivierung der internationalen Justiz-
und Polizeizusammenarbeit als Grundlage
für die Innere Sicherheit
Kriminalität macht an der Grenze nicht Halt. Mit der technologi-
schen Entwicklung wandeln sich auch die Bedrohungsformen.
Kann die Schweiz die internationale Justiz- und Polizeizusam-
menarbeit nicht verstärken, so droht sie zu einer «Insel der Un-
sicherheit» zu werden.

Mit Ausnahme von Grossbritannien und Irland nehmen heute
alle EU-Mitglieder an der Europäischen Sicherheitspartnerschaft
(Schengener Abkommen) teil. Die Schweiz kann die Bestimmun-
gen des Abkommens nicht übernehmen. Es entstehen beträchtli-
che Nachteile für die innere Sicherheit, die Einwanderungs- und
die Asylpolitik, die Visumspolitik und -praxis und die polizeiliche
Zusammenarbeit. So hat die Schweiz zum Beispiel nicht die Mög-
lichkeit, im Schengener Raum bereits abgewiesenen Asylsuchen-
den die Einreise zu verweigern. Deshalb will der Bundesrat die
Zusammenarbeit mit ausländischen Justiz- und Polizeibehörden
verstärken.

Schengener Abkommen

Fünf EU-Staaten haben 1995 den Schengener Raum «der Freiheit,

der Sicherheit und des Rechts» gegründet. Heute beteiligen sich 13

EU-Staaten sowie Norwegen und Island am Schengener Abkommen.

Primär geht es um:

• Grundsätze für Einreise und Aufenthalt von Personen aus Nicht-

EU-Ländern,

• eine einheitliche Visumspolitik und -praxis,

• einheitliche Personenkontrollen an den Aussengrenzen der EU,

• die Regelung der Zuständigkeit für die Behandlung von Asylge-

suchen,

• Grundsätze für die grenzüberschreitende polizeiliche und gericht-

liche Zusammenarbeit sowie

• die Errichtung des Schengener Informationssystems (SIS) mit

Daten, die für die Einreise und die Ausreise von Bedeutung sind.

Weiterentwicklung einer nachhaltigen
Aussenwirtschaftspolitik
Nachdem die WTO-Ministerkonferenz von Seattle Ende 1999 zu
keinen greifbaren Ergebnissen gelangt ist, setzt sich der Bundes-
rat für eine neue WTO-Runde ein. Eine neue Runde ist notwendig
zur besseren Eingliederung der Entwicklungsländer in das Welt-
handelssystem. Zudem zwingt sie die Regierungen, sich den
Problemen der Globalisierung zu stellen. Aus Schweizer Sicht ste-
hen folgende Punkte im Vordergrund:
• Die bestehenden WTO-Handelsregeln sollen gestärkt werden.
• Der internationale Handel mit Gütern und Dienstleistungen

sowie das öffentliche Beschaffungswesen sollen weiter liberali-
siert werden.

• Das Verhältnis zwischen Handel und Umwelt, Handel und
Finanzwelt sowie Handel und Arbeitsbedingungen soll ausge-
wogen sein.

WTO

Die Welthandelsorganisation (World Trade Organization, WTO)12

schafft für den Welthandel transparente und verlässliche Rahmen-

bedingungen. Diese sollen den Wohlstand fördern und eine nachhal-

tige Entwicklung begünstigen. Die Schweiz ist Mitglied der in Genf

angesiedelten Welthandelsorganisation. Insgesamt gehören der

WTO 145 Mitgliedstaaten an.

12 www.wto.org

Weiterentwicklung der internationalen
Umweltpolitik
Veränderungen der natürlichen Umwelt mit weltweiten Aus-
wirkungen haben ein bedrohliches Ausmass angenommen. Diese
Probleme können nicht von der Schweiz allein gelöst werden, son-
dern erfordern Anstrengungen auf internationaler Ebene. Deshalb
setzt der Bundesrat bestehende Konventionen (z.B. zur Verhinde-
rung von Klimaveränderungen oder zum Schutz der Ozonschicht)
um und hilft bei der Ausarbeitung neuer Umweltübereinkommen
mit.

Beispiele globaler Umwelt-Bedrohungen

Klimaveränderung
Die Verbrennung fossiler Energieträger erzeugt grosse Mengen

Kohlendioxid (CO2) und weitere Stoffe (z.B. Methan), welche den

Treibhauseffekt der Atmosphäre verstärken. Die Folgen sind ein

beschleunigter globaler Temperaturanstieg, regionale Klimaver-

schiebungen sowie eine verstärkte Tendenz zu extremen Wetter-

lagen.

Abbau der stratosphärischen Ozonschicht («Ozonloch»)
Eine dramatische Umweltveränderung ist der Abbau der strato-

sphärischen Ozonschicht – des Schutzschildes gegen die ultraviolette

Strahlung. Verursacht wird das so genannte Ozonloch durch chemi-

sche Stoffe wie FCKW (Fluorkohlenwasserstoffe). Das Ozonloch hat

heute das Ausmass der Grösse Europas und stellt für die Gesundheit

der Menschen eine grosse Gefahr dar.
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Anders als früher wird der Absatz unserer Pro-

dukte und Dienstleistungen nicht mehr primär von

Distanzen und Handelswegen bestimmt. Für die

Wirtschaft gibt es praktisch nur noch einen Markt

– den Weltmarkt. Ein wirksamer Wettbewerb und

attraktive Rahmenbedingungen für dynamische

und zukunftsorientierte Wirtschaftsbranchen sind

notwendig, um die Effizienz unserer Wirtschaft zu

erhöhen. Gesunde öffentliche Finanzen und mode-

rate Steuern schaffen Stabilität und begünstigen

das Wirtschaftswachstum. Nur unter diesen Vor-

aussetzungen können wir bestehende Arbeits-

plätze sichern und neue schaffen, die soziale

Sicherheit erhalten und den gesellschaftlichen

Zusammenhalt fördern.

Wenn wir der kommenden Generation intakte

Entfaltungschancen bieten wollen, müssen wir

unsere Bildung und Forschung modernisieren und

leistungsfähiger gestalten. Unsere Lebensgrund-

lagen können wir langfristig sichern, indem wir:

• die Energie vernünftig und sparsam verwenden

und vermehrt erneuerbare Energien einsetzen;

• eine leistungsfähige und effiziente Infrastruktur

im Verkehr, bei den Fernmeldediensten und im

Postbereich zur Verfügung stellen, welche die

Grundbedürfnisse aller Bevölkerungsgruppen

und Regionen des Landes abdeckt und die Um-

weltbelastung gering hält;

• mit geeigneten Sicherheitsmassnahmen dafür

sorgen, dass es nicht zu technischen Katastro-

phen kommt.

Die Gesellschaft der Zukunft wird eine Informa-

tionsgesellschaft sein. Wir haben die Chance, in

dieser Entwicklung zuvorderst mitzutun. Das

bedingt nicht nur Anstrengungen auf technologi-

schem Gebiet, sondern auch bei der Vermittlung:

Wir müssen die Bevölkerung mit der Nutzung der

neuen Möglichkeiten vertraut machen. So gewinnt

unser Land als Lebensraum und Wirtschafts-

standort an Attraktivität. Aber auch die staatlichen

Institutionen müssen modernisiert werden, damit

sie ihre Handlungsfähigkeit im veränderten ge-

sellschaftlichen Umfeld bewahren.

Die Schweiz als attraktiver Werk-, Denk- und 
Schaffensplatz – Entfaltungschancen der kommenden
Generationen sicherstellen und verbessern
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Neue Finanzordnung und steuerpolitische
Reformen
Die Verfassungsgrundlagen für die wichtigsten Bundessteuern
gelten nur bis zum Jahr 2006. Die Schweiz braucht deshalb nach
2006 eine neue Finanzordnung. Diese soll die Mehrwertsteuer und
die direkte Bundessteuer über das Jahr 2006 hinaus sichern und
eine Steuerreform mit ökologischen Anreizen vorsehen.

Die Steuerreform mit ökologischen Anreizen besteuert nebst
Arbeit, Konsum und Kapital auch Energien. Sie schafft damit An-
reize für den schonenden Umgang mit natürlichen Lebensgrund-
lagen. Die Energiebesteuerung soll zudem zur Senkung der Lohn-
nebenkosten beitragen. Dabei geht es nicht um mehr, sondern um
anders verteilte Steuern.

Weitere Reformvorhaben betreffen u.a. die Entlastung von Ehe-
paaren sowie von Familien mit Kindern, die teilweise Abschaffung
der Umsatzabgabe auf Wertschriften-Transaktionen sowie die Wohn-
eigentumsförderung. Diese als Paket präsentierte Reform bringt
Steuererleichterungen, ohne das Sanierungsziel zu gefährden.

Umsetzung Finanzleitbild: Verfassungsrecht-
liche Defizit- und Verschuldungsbegrenzung
Gesunde Finanzen sind eine wichtige Voraussetzung für wirt-
schaftliche Stabilität, hohe Beschäftigung und politischen Zu-
sammenhalt. In seinem Finanzleitbild hat der Bundesrat die wich-
tigsten Ziele und Grundsätze einer längerfristigen Finanzpolitik
festgelegt. Den Zielen werden auch Instrumente beigeordnet:
Einmal erreicht, soll das Haushaltsgleichgewicht mit einer
Schuldenbremse in der Verfassung abgesichert werden.

Nach dem Legislaturfinanzplan befindet sich der Bundes-
haushalt auf Gleichgewichtskurs. Für das Jahr 2003 zeichnet sich
erstmals wieder ein Einnahmenüberschuss ab. Das Gleichgewicht
ist von verschiedenen Faktoren abhängig, die nur bedingt beein-
flusst werden können, so zum Beispiel von der bescheidenen
Teuerung, von tiefen Zinssätzen, vom weiteren Rückgang der
Arbeitslosenquote und von der Abnahme der Flüchtlingszahlen.

Entwicklung der Staats- und Steuerquote

Staatsquote: Anteil Staatsausgaben gemessen am BIP; Steuerquote: Anteil der Steuern

gemessen am BIP (ohne Sozialkosten); Bruttoinlandprodukt (BIP): Wert aller in einem

Jahr in der Schweiz produzierten Güter und Dienstleistungen

Staatsquote Steuerquote

Ausgaben und Einnahmen des Bundes auf Gleichgewichtskurs
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ZIEL  5:  STÄRKUNG DER WETTBEWERBSFÄHIGKEIT  
DER SCHWEIZERISCHEN WIRTSCHAFT UND SCHAFFUNG 
VON ZUSÄTZL ICHEN BESCHÄFTIGUNGSMÖGLICHKEITEN

Stärkung des Bildungs- und
Forschungsstandortes Schweiz
Für unser rohstoffarmes Land sind Bildung und Forschung
lebenswichtig. Der Bundesrat ist gewillt, sich vermehrt für die
Berufsbildung zu engagieren und diese finanziell stärker zu
unterstützen. 

Mit dem neuen Berufsbildungsgesetz sollen die Vorteile des
dualen Systems besser genutzt und die Strukturen der Berufs-
bildung für zukünftige Entwicklungen offen gehalten werden.
Nach dem Ausbau der Berufsbildung in den Bereichen Berufs-
maturität und Fachhochschulen wird nun die Reform der beruf-
lichen Grundausbildung und ihrer weiterführenden Stufen an die
Hand genommen.

Das duale System der Berufsbildung

Zwei Drittel der Jugendlichen machen nach der obligatorischen

Schule eine Berufslehre. Die Aufgaben der Lehrlingsausbildung

werden von zwei Trägern (deshalb «duales System») wahrgenom-

men, dem Lehrbetrieb und der Berufsschule. Im Lehrbetrieb werden

die praktischen Fähigkeiten des Berufes erworben, während die

Berufsschule für den berufsspezifischen Unterricht und die All-

gemeinbildung zuständig ist.

Der Bundesrat will die verfassungsrechtliche Grundlage für
eine verstärkte Zusammenarbeit auf Hochschulebene und für die
Koordination der Hochschulpolitik zwischen Bund und Kantonen
schaffen. Auf dieser Grundlage sollen die Vorarbeiten für ein
Gesetz zur Förderung der Universitäten, Hochschulen und Fach-
hochschulen in Angriff genommen werden. Die Botschaft über die
Förderung von Bildung, Forschung und Technologie in den Jahren
2004–2007 wird auch den Entwurf zu einem Bundesgesetz enthal-
ten, das den ganzen Hochschulbereich umfassend regelt, und
einen entsprechenden Rahmenkredit beantragen.

Auf internationaler Ebene ist der Abschluss eines Abkommens
mit der EU über die umfassende Beteiligung der Schweiz an den
Bildungs- und Jugendprogrammen ein wichtiges Ziel.

Stärkung des Wettbewerbs in der Schweiz
In einer sozialen Marktwirtschaft sind Wettbewerbseinschrän-
kungen, wie etwa Kartelle, zu verhindern. Anders als in der EU
sind in der Schweiz Kartelle nicht grundsätzlich verboten. Das
geltende Recht enthält Vorschriften, die volkswirtschaftlich oder
sozial schädliche Auswirkungen von Kartellen und anderen Wett-
bewerbsbeschränkungen verhindern und bestrafen sollen. Der
Bundesrat überprüft das schweizerische Wettbewerbsrecht und
wird dem Parlament entsprechende Änderungen im Kartellgesetz
unterbreiten.

Was ist ein Kartell?

Das Kartellgesetz definiert Kartelle als aufeinander abgestimmte

Verhaltensweisen von Unternehmen, die eine Wettbewerbsein-

schränkung bezwecken oder bewirken. Die Beseitigung des wirksa-

men Wettbewerbs von Unternehmen wird bei Preis-, Mengen- und

Gebietsabreden vermutet.

Der Bundesrat will ausserdem den Wirtschaftsstandort Schweiz
für kleine, rasch wachsende Unternehmen attraktiver machen
und die Entwicklung dynamischer und zukunftsträchtiger Wirt-
schaftsbranchen fördern. Obwohl die administrativen Hürden bei
der Gründung von Unternehmen in der Schweiz im Vergleich zum
Ausland gering sind, können einzelne Verfahren noch verbessert
und vereinfacht werden. Mit dem Fusionsgesetz sollen das Gesell-
schaftsrecht flexibilisiert und eine grössere Beweglichkeit inner-
halb der Rechtsformen ermöglicht werden. Auch die Reform der
rechtlichen Regelungen für die Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (GmbH) soll bestehende Nachteile dieser Rechtsform
beseitigen.

Mit der Agrarpolitik 2002 soll die Landwirtschaft wettbewerbs-
fähiger werden, sich dem Markt öffnen und vermehrt ökologische
Anliegen berücksichtigen. Damit ist unsere Landwirtschaft in der
Lage, sich dem europäischen Markt schrittweise zu öffnen, wie es
die bilateralen Abkommen vorsehen. Der heutige Selbstver-
sorgungsgrad soll beibehalten werden. Die Neuerungen bremsen
das Kostenwachstum bei den landwirtschaftlichen Direkt-
zahlungen. Sie reduzieren auch die Beiträge für die Produktions-
und Absatzsicherung.

ZIEL  6:  S ICHERSTELLUNG E INES AUSGEGLICHENEN BUNDES-
HAUSHALTES,  E INER MODERATEN STEUERQUOTE UND E INER AUS-
GEWOGENEN UND GERECHTEN STEUER-  UND F INANZPOLIT IK
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Nachfolgeprogramm Energie 2000 
Der Bundesrat wird das bestehende Aktionsprogramm Energie
2000 mit einem Nachfolgeprogramm weiterführen. Ziel ist es, den
Energieverbrauch zu stabilisieren, den CO2-Ausstoss zu reduzieren
und den Anteil erneuerbarer Energien zu erhöhen. Das Programm
setzt auf ein gemeinsames marktorientiertes Handeln von Staat,
Wirtschaft und Privaten. Es gibt klare quantitative Ziele vor und
schafft Anreize für freiwillige und marktwirtschaftliche Mass-
nahmen.

Nachhaltigkeit

Eine Entwicklung ist dann nachhaltig, wenn sie die heutigen

Bedürfnisse deckt, ohne künftigen Generationen diese Möglichkeit

zu verwehren. Nachhaltige Politik folgt drei Prinzipien: Sie schützt

die natürliche Umwelt, sie erhält die wirtschaftliche Effizienz und sie

wahrt die gesellschaftliche Solidarität.

Entwicklung des CO2-Ausstosses in der Schweiz

in Millionen Tonnen

Die Höhe des CO2-Ausstosses wird im neuen Gesetz über die Reduktion

der CO2-Emissionen geregelt. Das Gesetz schreibt vor, dass 10 Prozent

weniger CO2-Gase in die Umwelt gelangen als im Jahre 1990.

Revision der Atomgesetzgebung
Die anhaltende Diskussion um die Kernkraftwerke, das absehbare
Ende der bestehenden Kernkraftwerke, das Problem der Ent-
sorgung radioaktiver Abfälle und die bevorstehende Marktöffnung
im Energiebereich machen eine Revision der Atomgesetzgebung
notwendig. Der Bundesrat hat den Entwurf für ein neues Kern-
energiegesetz in die Vernehmlassung gegeben. Dieser enthält
Vorschläge zur Befristung der Betriebsbewilligung für die beste-
henden Kernkraftwerke, verbietet die Wiederaufbereitung ab-
gebrannter Brennelemente und regelt die Entsorgung radioaktiver
Abfälle. Die Bewilligung für neue Kraftwerke wird dem fakultativen
Referendum unterstellt: Das Volk soll entscheiden können, ob es
neue Kernkraftwerke will.

Z I E L  7 :  U M W E L T - ,  V E R K E H R S -  U N D  E N E R G I E P O L I T I K  A U F  D E R  G R U N D L A G E
D E R  S T R A T E G I E  « N A C H H A L T I G E  E N T W I C K L U N G  D E R  S C H W E I Z »

Modernisierung der Eisenbahnen und Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf die Schiene
Die Modernisierung der Eisenbahn-Infrastruktur ist ein zentrales
Anliegen des Bundesrates. Sie ist eine grundlegende Voraus-
setzung für die vom Volk beschlossene Verlagerung des Güter-
verkehrs von der Strasse auf die Schiene (Alpenschutzartikel). Die
Einführung der Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe
(LSVA) ermöglicht unter anderem die Finanzierung der NEAT.

Finanzierung öffentlicher Verkehr

Das Schienennetz der Bahnen wird derzeit modernisiert. Im

November 1998 hat das Volk den Bundesbeschluss über Bau und

Finanzierung von Infrastrukturvorhaben des öffentlichen Verkehrs

angenommen, der die Finanzierung von vier Projekten regelt: Bahn

2000, Neue Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT), Anschluss der

Ost- und der Westschweiz an das europäische Hochgeschwindig-

keits-Netz und verbesserter Lärmschutz entlang der Bahnstrecken.

Die neue Finanzierung stärkt den öffentlichen Verkehr und die

Wirtschaft und schont den Bundeshaushalt.

Bahn 2000

Die Bahn 2000 bildet das Gerüst für einen leistungsfähigen, landes-

weit funktionierenden öffentlichen Verkehr. Grundlage für das

Funktionieren von Bahn 2000 ist ein ausgeklügeltes Knotensystem:

Stündlich oder halbstündlich treffen sich die Intercity-, Schnell- und

Regionalzüge sowie die Busse in den Knotenbahnhöfen.

NEAT

Im September 1992 haben die Stimmberechtigten die Neue Eisen-

bahn-Alpentransversale (NEAT) mit den beiden Achsen durch den

Gotthard und den Lötschberg deutlich angenommen. Der Bau der

NEAT ist eine Voraussetzung für die bilateralen Abkommen mit der

EU und für die Verlagerung des Schwerverkehrs auf die Schiene.

LSVA

Mit der Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) hat der

Schwerverkehr die von ihm verursachten Umwelt- und Gesund-

heitskosten selber zu tragen (Verursacherprinzip). Wer viel fährt,

bezahlt mehr, schwere Lastwagen sind teurer als leichte, Fahrzeuge

mit hohem CO2-Ausstoss werden stärker belastet.

Reisen ins Ausland

Beispiele ab Zürich

Hamburg 7h50
6h15

Berlin 9h10
6h45

München 4h15
3h15

Praha 10h40
7h40

Wien 9h05
7h00

Venezia 6h35
3h30

Firenze 8h05
4h00

Milano 4h30
2h30

Roma 8h20
5h20

Genova 5h40
2h50

Marseille 8h05
4h10

Barcelona 12h10
5h50

Paris 5h55
3h15

London 9h20
5h25

Bruxelles 7h30
4h35

Frankfurt 4h00
3h00

NEAT und Bahn 2000 in Verbindung mit dem Anschluss ans euro-

päische Hochgeschwindigkeitsnetz reduzieren die Fahrzeiten ins

Ausland längerfristig um 20 bis 50 Prozent.
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Verbesserung des Rechtsschutzes und
Entlastung des Bundesgerichts
Die vom Volk beschlossene Justizreform erlaubt es, den Rechts-
schutz zu verbessern, das Bundesgericht zu entlasten und das
Zivil- und Strafprozessrecht zu vereinheitlichen. Der Bundesrat
wird die notwendigen Gesetzesänderungen rasch vorlegen.

Staatsleitungsreform und Weiterführen 
der Verwaltungsreform
Die laufende Regierungs- und Verwaltungsreform ist im Herbst
2000 abgeschlossen. Die Reformprozesse hin zu einer leistungs-
fähigeren und bürgernäheren Verwaltung gehen jedoch weiter.

Im Rahmen der Staatsleitungsreform sollen der Bundesrat re-
formiert und die Zuständigkeiten von Regierung und Parlament
effizienter geregelt werden. Der Bundesrat hat in einer Vernehm-
lassung zwei Modelle zur Diskussion gestellt. Die erste Variante
strebt mit einer Stärkung des Präsidentenamtes ein besseres
Funktionieren der Regierung an. Denkbar sind die Verlängerung
der Amtsdauer (heute ein Jahr), ein vollamtliches Bundesprä-
sidium, ein eigentliches Präsidialdepartement oder die Erhöhung
der Anzahl der Regierungsmitglieder. An dieser Variante wird
bemängelt, dass sich dadurch an der Überlastung der einzelnen
Mitglieder des Bundesrates nichts ändere. Die zweite Variante
sieht eine zweistufige Regierung vor. Dem Bundesrat werden
Ministerinnen und Minister unterstellt, die ihn in der Führung der
Verwaltung entlasten und ihm erlauben, sich stärker auf die
eigentliche Regierungstätigkeit zu konzentrieren. Mischformen
der beiden Varianten sind denkbar. In der Vernehmlassung wurde
mehrheitlich die zweite Variante bevorzugt. Der Bundesrat hat
einen Grundsatzentscheid zu Gunsten dieser zweiten Variante
getroffen. Diese wird nun vertieft geprüft und präzisiert.

Vom Beamten- zum Bundespersonalgesetz

Im Rahmen der Regierungsreform wird auch ein neues Bundes-

personalgesetz (BPG) geschaffen, das vom Parlament angenommen

wurde. Es soll das Beamtengesetz aus dem Jahre 1927 ablösen. Der

knapp gehaltene Rahmenerlass gilt für die Bundesverwaltung, die

Gerichte, die SBB und die Post. Das Bundespersonalgesetz soll ein

modernes Personalmanagement ermöglichen, das den Interessen

und Ansprüchen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wie

auch der Arbeitgeber entspricht. Trotz Abschaffung des Beamten-

status und einer Anlehnung an das Obligationenrecht bleibt das

Personal öffentlich-rechtlich angestellt. Ein erweiterter Kündi-

gungsschutz bleibt bestehen. Angestrebt wird die Erhöhung der

Arbeitsmarktfähigkeit von Angestellten und Arbeitgebern und damit

auch eine Erhöhung der Durchlässigkeit zwischen Verwaltung und

privater Wirtschaft. Das neue BPG ermöglicht den Abschluss von

Gesamtarbeitsverträgen; einen solchen haben jüngst die SBB mit

ihrem Personal vereinbart.
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Umsetzung der Strategie für eine 
Informationsgesellschaft Schweiz
Der Bundesrat erachtet die Förderung der Informationsgesell-
schaft als vorrangiges Ziel. Er hat zu diesem Zweck eine Strategie
verabschiedet, die vier Grundsätze und neun Massnahmen enthält,
beispielsweise eine Bildungsoffensive (Infrastruktur der Schulen,
Kompetenz der Lehrkräfte), die Förderung des elektronischen
Geschäfts- und Behördenverkehrs (digitale Unterschrift, Vertrau-
lichkeit), Anpassungen zahlreicher Rechtsvorschriften in den Be-
reichen Arbeits-, Sozialversicherungs-, Urheber- und Daten-
schutzrecht.

Der Bundesrat stellt die Frage zur Diskussion, ob eine umfas-
sende Bildungsoffensive aus dem Verkauf der überschüssigen
Goldreserven der Nationalbank finanziert werden kann.

Strategie Informationsgesellschaft Schweiz

Die Entwicklung neuer Technologien, insbesondere das Internet und

E-Mail, bringt auch für die Schweiz grosse Herausforderungen. Die

neuen Technologien verändern unser Leben im Beruf und im Alltag.

Der Bundesrat erachtet die Anwendung der neuen Informations- und

Kommunikationstechniken als grosse Chance. Damit die Schweiz mit

der Entwicklung Schritt halten kann, lässt sich der Bundesrat von

folgenden Grundsätzen leiten:

• Zugänglichkeit: Alle Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz

sollen gleiche Chancen für den Zugang zu den neuen Informations-

und Kommunikationstechniken erhalten.

• Alltagsnähe: Die Fähigkeit, mit den neuen Techniken umzugehen,

bildet eine Grundlage des täglichen Lebens und muss deshalb durch

ständige Aus- und Weiterbildung gefördert werden.

• Demokratische Entwicklung: Die Informationsgesellschaft soll

sich im freien Wettbewerb entwickeln und möglichst vielen die

Mitwirkung ermöglichen; der Staat achtet auf eine sozialverträgliche

Ausgestaltung.

• Vertrauen: Wie jede technische Revolution verunsichert auch die

Entwicklung zur Informationsgesellschaft die Bevölkerung; ein ver-

antwortungsvolles Handeln und die Gewährleistung der Grund- und

Menschenrechte tragen zum Aufbau von Vertrauen bei.

Modernisierung des Radio- und 
Fernsehgesetzes
Die neuen Technologien führen zur Verschmelzung von Radio/Fern-
sehen, Telekommunikation und Informatik und machen Anpassun-
gen im Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) nötig. Die Revision will
eine starke, dem Service public verpflichtete SRG; gleichzeitig
erhalten private Radio- und Fernsehveranstalter einen grösseren
Spielraum. Zur Finanzierung ihres gesetzlichen Auftrags darf die
SRG weiterhin Empfangsgebühren erheben; die privaten Veranstal-
ter finanzieren sich aus Werbung und Sponsoring. Das neue RTVG
geht voraussichtlich im Herbst 2000 in die Vernehmlassung.

Service public SRG

Die SRG hat einen öffentlichen Auftrag (Service public) zu erfüllen:

Gemäss dem Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) berücksichtigt sie die

Eigenheiten des Landes und die Bedürfnisse der Kantone. Sie trägt

durch ausgewogene Programmgestaltung insbesondere bei:

• zur kulturellen Entfaltung, namentlich durch die möglichst breite

Berücksichtigung schweizerischer Eigenleistungen, und

• zur freien Meinungsbildung, namentlich durch sachgerechte

Information, wobei sie die Schweiz als Ganzes und die einzelnen

Sprachregionen vorrangig berücksichtigt.

Z I E L  8 :  B E W Ä L T I G U N G  D E R  H E R A U S F O R D E R U N G  D E R  I N F O R M A T I O N S -
G E S E L L S C H A F T  U N D  A N P A S S U N G  D E R  M E D I E N O R D N U N G

Z I E L  9 :  S T Ä R K U N G  D E R  S T A A T L I C H E N  H A N D L U N G S F Ä H I G K E I T  
U N D  B Ü R G E R N Ä H E R E  V E R W A L T U N G
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Der schweizerische Bundesstaat hat sich in seiner

150-jährigen Geschichte als entwicklungsfähige

und lebenswerte Heimat für ihre Bewohnerinnen

und Bewohner bewährt. Das Bekenntnis zu 

direkter Demokratie, Föderalismus, Sozialstaat

und Rechtsstaatlichkeit bildet das Fundament

unseres Staates. Heute geht es darum, gemeinsame

Errungenschaften zu wahren und mit Reformen

für die Zukunft zu sichern und auszubauen.

Mit ihrer sprachlich und kulturell vielschichtigen

Gesellschaft versteht sich die Schweiz als Willens-

nation. Der nationale Zusammenhalt kann aber

nur auf Dauer gewährleistet werden, wenn unser

Land wirksame soziale und regionale Ausgleichs-

mechanismen weiterhin pflegt und echte Soli-

darität lebt. Die Sozialversicherungen nehmen

einen zentralen Platz im gesamten System der sozia-

len Sicherheit ein. Der schweizerische Föderalis-

mus ist zu erneuern, indem die Kompetenzen zwi-

schen Bund und Kantonen geklärt werden. Die staat-

lichen Aufgaben sollen jener Stelle übertragen

werden, die sie am besten lösen kann (Subsidiarität).

Die bundesstaatlichen Aufgaben sollen damit bür-

gernäher, wirksamer und wirtschaftlicher werden.

Der regionale Ausgleich muss effektiver und die

Steuerunterschiede zwischen den Kantonen müs-

sen vermindert werden.

Damit gemeinsam getragene Entscheide mög-

lich sind, braucht es in der mehrsprachigen

Schweiz ein hohes Mass an gegenseitigem Ver-

ständnis und an Toleranz. Von grosser Bedeutung

ist auch der aktive Dialog zwischen den Sprach-

gemeinschaften. Die in der Schweiz lebende aus-

ländische Bevölkerung ist kulturell bereichernd

und auch für die Wirtschaft von grossem Nutzen.

Eine verbesserte Integration liegt in unserem

Interesse. 

Um die humanitäre Politik gegenüber schutz-

bedürftigen Menschen auch in Zukunft wahren zu

können, ist eine Stabilisierung im Asylwesen not-

wendig. Die nationale und internationale Strafver-

folgung ist neuen Bedrohungsformen anzupassen,

so dass die hohe Sicherheit in der Schweiz auch in

Zukunft gewährleistet ist.

Die Schweiz als Heimat für alle ihre Bewohnerinnen und
Bewohner – Identitätsraum für alle Generationen schaffen
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Nationale Gesundheitspolitik
Die Krankenversicherung gewährt allen in der Schweiz lebenden
Personen Zugang zu einer guten medizinischen Versorgung bei
Krankheit, Mutterschaft und Unfall. Die Kostenexplosion im Ge-
sundheitswesen und mangelnde Solidarität sind die grössten Pro-
bleme. Mit einer Teilrevision des Krankenversicherungsgesetzes
sollen sie behoben und Massnahmen zur Kostensenkung getroffen
werden. Grundsätzlich ist das aktuelle System der obligatorischen
Grundversicherung beizubehalten.

Der Bundesrat hält an seinem Ziel fest, den Erwerbsausfall bei
Mutterschaft gesetzlich zu regeln. Er wird dem Parlament einen
neuen Lösungsvorschlag unterbreiten. Ein weiteres Anliegen ist
die Gleichstellung von Behinderten.

Neuer Finanzausgleich zwischen 
Bund und Kantonen
Bund und Kantone wollen ihre Aufgaben- und Finanzzuständig-
keiten klären und die Zusammenarbeit auf eine neue Grundlage
stellen. Mit dem neuen Finanzausgleich will der Bundesrat den
Föderalismus beleben, die interkantonale Zusammenarbeit aus-
bauen und das Prinzip der Subsidiarität stärker betonen.
Aufgaben, Kompetenzen und Finanzströme zwischen Bund und
Kantonen sollen entflochten und kantonale Steuerunterschiede
abgebaut werden. Zudem schafft das Modell Anreize für eine effi-
zientere Erfüllung der Aufgaben. Eine erste Botschaft an das
Parlament wird die nötigen Verfassungsänderungen und eine
Revision des Finanzausgleichsgesetzes beantragen. Die Volks-
abstimmung über die Verfassungsrevision ist je nach Verlauf der
Beratungen im Parlament für 2003 vorgesehen.

Förderung der Verständigung und des Aus-
tauschs zwischen den Sprachgemeinschaften
Der sprachpolitische Auftrag der neuen Bundesverfassung sieht
u.a. vor, dass der Bund zur Verständigung zwischen den Sprach-
gemeinschaften beiträgt und Massnahmen zu Gunsten bedrohter
Landessprachen unterstützt. Dadurch sollen das Zusammenleben
unserer vier Sprachgemeinschaften gefördert und das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl gestärkt werden. Der Bundesrat will den
Verfassungsartikel in einem Sprachengesetz konkretisieren. 

Nationale Kulturpolitik
Eine zentrale Aufgabe der Kulturpolitik ist die Umsetzung des
neuen Kulturartikels der Bundesverfassung. Der Artikel besagt
u.a., dass die Kantone in Kulturfragen zuständig sind, der Bund
aber kulturelle Bestrebungen von gesamtschweizerischem Inter-
esse unterstützen sowie Kunst und Musik fördern kann. Der
Bundesrat will die Filmförderung auf eine moderne Grundlage
stellen und die Voraussetzungen für die Filmkultur verbessern,
damit die Schweizer Filmproduktion wieder Anschluss an das
europäische Filmschaffen findet.
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Optimierung des Systems der 
sozialen Sicherheit
Unsere Bevölkerung wird immer älter und kann länger von der
AHV  profitieren. Dadurch steigen die Kosten. Allein zwischen 1999
und 2003 steigen die Ausgaben der AHV jährlich um 5 Prozent. Mit
der 11. AHV-Revision soll die finanzielle Grundlage dieses wichti-
gen Pfeilers der Sozialversicherungen langfristig gesichert wer-
den. Der Bundesrat will an einer Mischfinanzierung der AHV fest-
halten.

Die 11. AHV-Revision sieht die Einführung des gleichen Ren-
tenalters für Frau und Mann vor (65 Jahre). Gleichzeitig soll es
möglich werden, die Rente bereits ab 62 Jahren zu beziehen. Dabei
muss sichergestellt werden, dass auch Personen in ungünstigen
wirtschaftlichen Verhältnissen vom flexiblen Rentenalter profitie-
ren können. Ausserdem sollen verwitwete Frauen und Männer
gleiche Renten erhalten.

Der Bundesrat stellt die Frage zur Diskussion, ob ein Teil der
überschüssigen Goldreserven der Nationalbank zu diesem Zweck
eingesetzt werden soll.

Die Bevölkerungsentwicklung in der Schweiz

in Millionen Personen

über 64-Jährige  

20–64-Jährige

unter 20-Jährige

Das Verhältnis der Altersgruppen verschiebt sich. Immer weniger

Personen steuern AHV-Beiträge bei, währenddem die Zahl der

Bezügerinnen und Bezüger und die Bezugsdauer steigen. Zur lang-

fristigen Sicherung der AHV sind neue Quellen zu erschliessen.

Bei der Invalidenversicherung steigen die Kosten ebenfalls, weil
die Zahl der Rentenbezügerinnen und -bezüger zunimmt und die
Versicherungsleistungen länger beansprucht werden. Auch hier
muss die Finanzierung wieder ins Gleichgewicht gebracht werden. 

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung ist die Zahl der Arbeits-
losen erfreulicherweise stark zurückgegangen. Die bestehenden
Schulden der Arbeitslosenversicherung (ALV) werden schrittweise
abgebaut. Die Revision der ALV soll das finanzielle Gleichgewicht
dauerhaft sichern helfen. Die Finanzierung und die Leistungen
werden eingehend geprüft.

Finanzierung AHV/IV

Zur Sicherung von AHV und IV beabsichtigt der Bundesrat eine etappenweise

Erhöhung der Mehrwertsteuer. In einem ersten Schritt soll diese 2003 um 1,5

Prozentpunkte angehoben werden (0,5 Prozent für die AHV, 1 Prozent für die

IV). In einem zweiten Schritt (voraussichtlich 2006) wird maximal ein zusätzli-

cher Mehrwertsteuer-Prozentpunkt für die AHV notwendig sein. Dieser zwei-

te Erhöhungsschritt wird so ausgestaltet, dass das Parlament separat darü-

ber befinden muss und somit das Referendum dagegen möglich ist.

AHV

Die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV) sorgt dafür, dass in

der Schweiz alle im Alter über die notwendigen Mittel zur Deckung

ihres Existenzbedarfs verfügen. Beim Tod einer versicherten Person

wird auch für die Hinterlassenen gesorgt. Die AHV ist für alle in der

Schweiz wohnhaften Personen obligatorisch und wird im Umlagever-

fahren finanziert: Die Einnahmen (Beiträge der Versicherten und der

öffentlichen Hand, Zinserträge u.a.) eines Jahres werden im selben

Jahr wieder als Renten ausbezahlt; die jährliche Rentensumme liegt

bei rund 25 Milliarden Franken. Wo die AHV für den Existenzbedarf

nicht ausreicht, können Ergänzungsleistungen (EL) gewährt werden.

IV

Die allgemeine, staatliche und obligatorische Invalidenversicherung

(IV) schützt bei Invalidität. Sie unterstützt die Wiedereingliederung von

Behinderten ins Berufsleben. Eine IV-Rente wird nur dann ausgerich-

tet, wenn Eingliederungsmassnahmen erfolglos waren oder von vorn-

herein keine Chance auf Erfolg haben. Der Leistungsanspruch erlischt,

wenn die versicherte Person das AHV-Rentenalter erreicht hat.

ALV

Grundsätzlich haben Arbeitslose während einer bestimmten Dauer

Anspruch auf Lohnersatz. Die Höhe der Taggelder hängt vom letzten

Lohn ab. Arbeitslose sind verpflichtet, Kurse und Programme zur vorü-

bergehenden Beschäftigung zu besuchen. Diese sollen den schnellen

und dauerhaften Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt ermöglichen. Die

Arbeitslosenversicherung (ALV) ist in der Schweiz seit den 70er-Jahren

obligatorisch. 

Z I E L  10 :  S I C H E R S T E L L U N G  D E S  N A T I O N A L E N  Z U S A M M E N H A L T E S  D U R C H
G E W Ä H R L E I S T U N G  D E S  S O Z I A L E N  U N D  R E G I O N A L E N  A U S G L E I C H S
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Ausbau der Bekämpfung der organisierten
Kriminalität
Nach der Annahme der Justizreform kann der Bundesrat das
Strafprozessrecht auf Bundesebene vereinheitlichen. Kantonale
Strafprozessordnungen werden abgeschafft. Die vom Parlament
verabschiedete «Effizienzvorlage» trägt zur wirksameren Verfol-
gung grenzüberschreitender Kriminalität bei, erfordert aber zu-
sätzliche personelle und finanzielle Mittel. Der Bund – insbeson-
dere die Bundesanwaltschaft – soll erweiterte Kompetenzen zur
Bekämpfung der organisierten Kriminalität und der schweren
Wirtschaftskriminalität erhalten.

Anpassungen der Strukturen der inneren
Sicherheit und der Polizeizusammenarbeit
mit den Kantonen
Die Kriminalität macht an den Grenzen nicht Halt. Auch Straftäter
ziehen Profit aus der Globalisierung, indem sie den Fortschritt in
den Bereichen Kommunikation und Technologie ausnutzen. 

Im Rahmen des nationalen Projekts zur Überprüfung des
Systems innere Sicherheit der Schweiz (USIS) soll abgeklärt wer-
den, ob die bestehende Aufgabenteilung auf Bundesebene und
zwischen Bund und Kantonen für die zukünftigen Aufgaben noch
zweckmässig ist. Im Jahr 2002 wird ein Schlussbericht vorliegen.

Eine DNA-Datenbank ist ein unentbehrliches Hilfsmittel zur
effizienten Verbrechensbekämpfung. Der Bundesrat wird auf den
1. Juli 2000 den provisorischen Betrieb beschliessen, wie er mit den
kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren vereinbart worden ist.
Für den definitiven Betrieb wird er dem Parlament eine Botschaft
unterbreiten.

DNA-Profil-Datenbank

Die Nukleinsäure enthält die für jeden Menschen unverwechselbaren

genetischen Informationen. DNA-Profile sind gewissermassen gene-

tische Fingerabdrücke und erlauben die rasche und genaue

Identifizierung von Serientätern (z.B. Einbrechern) und Rückfälligen.

Datenbanken mit DNA-Profilen könnten dazu beitragen, insbesonde-

re potenzielle Sexualdeliquenten von Straftaten abzuhalten. Der

Rückgriff auf die Datenbank erlaubt es, Tatzusammenhänge rasch zu

erkennen, Täter zu identifizieren, aber auch zu Unrecht in die Er-

mittlung einbezogene Personen vom Tatverdacht auszuschliessen.

Die Datenbank ermöglicht zudem internationale Vergleiche und hilft

so, die internationale Kriminalität wirksamer zu bekämpfen.

Z I E L  12 :  H A L T E N  D E S  H O H E N  N I V E A U S  D E R  I N N E R E N  S I C H E R H E I T  
U N T E R  G E W Ä H R L E I S T U N G  D E R  G R U N D R E C H T E
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Totalrevision des Ausländergesetzes
Das neue Ausländergesetz regelt den Aufenthalt und die Nieder-
lassung von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz. Das
Gesetz definiert die Voraussetzungen für die Zulassung. Dabei
müssen wirtschaftliche Bedürfnisse und humanitäre Anliegen
berücksichtigt werden. Ferner sollen Massnahmen zur stärkeren
Integration von Ausländerinnen und Ausländern ergriffen sowie
bessere Instrumente zur Bekämpfung von Verstössen gegen das
Ausländerrecht geschaffen werden. Der Bundesrat will ausserdem
eine neue Vorlage über die erleichterte Einbürgerung in der
Schweiz geborener und hier aufgewachsener Ausländerinnen und
Ausländer verabschieden.

Änderung der Anreizstrukturen in der Asylpo-
litik, Ausbau der Rückkehrprogramme, Inten-
sivierung der internationalen Zusammenarbeit
Im Bereich des Asylwesens sinken die Ausgaben derzeit, weil viele
Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehren. Der Bundesrat wird die
Anreizstrukturen im Asylbereich überprüfen. Er will die freiwillige
Rückkehr von Flüchtlingen mit Rückkehrhilfeprogrammen fördern
und die Wiedereingliederung im Heimatland unterstützen. Die
Wegweisung von Asylsuchenden soll durch den Abschluss von
Rückübernahme- und Transitabkommen mit den jeweiligen
Ländern umgesetzt werden. Der Bundesrat strebt eine europä-
ische Verteilung der Lasten im Asyl- und Flüchtlingsbereich an. Er
will zudem die schweizerische Visumspolitik dem europäischen
System so weit wie möglich angleichen.

ZIEL  11:  NEUORIENTIERUNG DER AUSLÄNDERPOLIT IK  – STABIL IS IERUNG IM
ASYLBEREICH UNTER WAHRUNG DER HUMANITÄREN TRADITION DER SCHWEIZ 
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Der Bundesrat ist nach Art. 23 des Bundesgesetzes über den eid-
genössischen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz, FHG) ver-
pflichtet, eine mehrjährige Finanzplanung zu erstellen. Jeweils
nach Beginn einer Legislaturperiode muss der Bundesrat diesen
Finanzplan zusammen mit den Richtlinien der Regierungspolitik
der Bundesversammlung zur Kenntnisnahme unterbreiten. Aus
den Richtlinien der Regierungspolitik ergibt sich der Finanzbedarf
für die Legislatur. Der Finanzplan der Legislaturperiode zeigt, wie
dieser Bedarf gedeckt werden soll. Er wird immer wieder aktuali-
siert. Die Bundesversammlung wird jährlich über die Anpassun-
gen informiert. Zudem skizziert der Bundesrat jedes Jahr die
Perspektiven des Bundeshaushaltes für die Zeit nach Ablauf der
Legislaturperiode. Die aktuelle Prognose im derzeitigen Legis-
laturfinanzplan lautet: «Die Finanzperspektiven stimmen insge-
samt zuversichtlich, falls die Spardisziplin anhält.»

Der Legislaturfinanzplan 2001–2003 weist für 2001 ein Defizit 
(-935 Mio), für 2002 ein knapp ausgeglichenes Ergebnis (+95 Mio)
und für 2003 sogar einen Einnahmenüberschuss (+1,7 Mia) aus.
Für das Jahr 2000 gilt der vom Bundesrat Anfang November 1999
verabschiedete Voranschlag 2000 mit einem Defizit von knapp zwei
Milliarden Franken.

Die Bundesversammlung, der Bundesrat und die Verwaltung
sind nach FHG gehalten, den Fehlbetrag der Bilanz des Bundes
abzutragen und die Ausgaben und Einnahmen auf die Dauer im
Gleichgewicht zu halten. Bei der Umsetzung der Legislaturpla-
nung muss finanzpolitisches Augenmass bewahrt werden, damit
der Haushaltausgleich nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt wird.
Dies gilt sowohl für die Ausgaben als auch für die Einnahmen. 

Zurzeit (Frühjahr 2000) sind auf der Einnahmenseite zahlreiche
Begehren um Steuersenkungen hängig, die den Haushalts-
ausgleich rasch einmal gefährden können. Gleichzeitig nehmen
die Ausgaben in der Planperiode 1999 bis 2003 – basierend auf
Entscheiden früherer Jahre – um 3,4 Prozent zu. In der gleichen
Periode nehmen wegen des Wirtschaftswachstums und verschie-
dener Steuererhöhungen auch die Einnahmen um 6,6 Prozent zu.

Aufgrund solcher Einschätzungen lässt sich beurteilen, ob die
Ziele der Legislaturplanung realistisch sind und eine Steuer-
senkung zu verantworten ist. Der Bundesrat zeigte sich zu Beginn
des Jahres 2000 mit den im Legislaturfinanzplan 2001–2003 ent-
haltenen Perspektiven «insgesamt zufrieden», wiesen doch die
beiden letzten Legislaturfinanzpläne noch kumulierte Defizite von
19 bzw. 12 Milliarden Franken aus. 

Der Legislaturfinanzplan steht im Einklang mit der stabilitäts-
orientierten und auf einen mittelfristigen Budgetausgleich ausge-
richteten Finanzpolitik, wie sie der Bundesrat in seinem Finanz-
leitbild formuliert hat.

Legislaturfinanzplan 2001–2003
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